
Die Kirchensteuer – Eine kurze Information 
 

Innerkirchlicher Ausgleich (Betriebsstättenprinzip und Kirchenlohnsteuer-
Verrechnungsverfahren) 
 
Die vom Arbeitgeber einbehaltene und an das für ihn zuständige Finanzamt abgeführte 
Kirchenlohnsteuer steht der Kirche (Steuergläubiger) zu, deren Mitglied der Arbeitnehmer ist, in deren 
Bereich er seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Wird aber z.B. die 
Kirchenlohnsteuer vom Arbeitgeber im Land A einbehalten und abgeführt, gehört der Arbeitnehmer 
aufgrund seines Wohnsitzes hingegen der Kirche im Land B an, müssen die im Land A vereinnahmten 
Kirchenlohnsteuerbeträge der Kirche im Land B zugewiesen werden. Dieselbe Problematik ergibt sich 
auch, wenn der Arbeitgeber die Lohn- und Gehaltszahlungen bundesweit in einer Betriebsstätte 
zentral durchführen lässt. Der Ausgleich zwischen den Kirchen erfolgt mittels des sogenannten 
Kirchenlohnsteuer-Verrechnungsverfahrens (tendenziell vergleichbar mit der staatlichen Lohnsteuer-
zerlegung). Anhand der Veranlagungsdaten wird ermittelt, welches Aufkommen an Kirchenlohnsteuer 
der jeweiligen Wohnsitz-Kirche zusteht (Kirchensteuer-Soll). Die Wohnsitz- und Aufkommensdaten 
(einbehaltene Kirchenlohnsteuer) werden den Veranlagungsdaten des Arbeitnehmers entnommen, 
einer zentralen Datenverarbeitung der Kirchen zugeleitet und bezogen auf die Kirchen ausgewertet. 
Den so gewonnenen Soll-Daten wird die an die Kirchen von der Finanzverwaltung abgeführte 
Kirchenlohnsteuer gegenübergestellt (Kirchensteuer-Ist). Die Differenz wird zentral durch die im 
Kirchenamt der EKD bzw. beim Verband der Diözesen Deutschlands eingerichtete Verrechnungsstelle 
ausgeglichen. Durch dieses Verfahren ist sichergestellt, dass die Kirchensteuer der Mitglieder einer 
Kirche auch ihrer Kirche zukommt. 
 


